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scheidungsrecht zu, ob ein Hilfsmittel nach Maßgabe des § 33 SGB V der medizinischen 

Rehabilitation dient, also zur Sicherung des Erfolges der Krankenbehandlung, zur Vor-

beugung gegen eine drohende Behinderung oder zum Ausgleich einer bestehenden Be-

hinderung im Einzelfall erforderlich ist (vgl. BSG, Urteil vom 25. Februar 2015 – B 3 KR 

13/13 R –, SozR 4-2500 § 33 Nr. 44 = SozR 4-3300 § 40 Nr. 12 = juris RdNr. 17 m.w.N.).  

 

Die begehrte Zweitversorgung mit einem weiteren Therapiestuhl dient ersichtlich nicht der 

Sicherung des Erfolges der Krankenbehandlung und auch nicht der Vorbeugung gegen 

eine drohende Behinderung, sondern allein dem Ausgleich der Folgen der seit Geburt 

vorhandenen Behinderungen der Klägerin (3. Variante). Der Therapiestuhl ist – wie ein 

Rollstuhl – als speziell für das Mobilitätsbedürfnis gehbehinderter Menschen entwickeltes 

und hergestelltes Hilfsmittel kein allgemeiner Gebrauchsgegenstand des täglichen Lebens 

und auch nicht durch Rechtsverordnung nach § 34 Abs. 4 SGB V von der Leistungspflicht 

der GKV ausgeschlossen.  

 

Grundsätzlich bemisst sich die Leistungspflicht der GKV nach § 33 Abs. 1 SGB V gemäß 

ständiger Rechtsprechung des BSG danach, ob ein Hilfsmittel zum unmittelbaren oder 

zum mittelbaren Behinderungsausgleich beansprucht wird. Im Vordergrund steht zumeist 

der Ausgleich der ausgefallenen oder beeinträchtigten Körperfunktion selbst, wie es z.B. 

bei Prothesen, Hörgeräten und Sehhilfen der Fall ist. Bei diesem sog unmittelbaren Be-

hinderungsausgleich gilt das Gebot eines möglichst weitgehenden Ausgleichs des Funkti-

onsdefizits, und zwar unter Berücksichtigung des aktuellen Stands des medizinischen und 

technischen Fortschritts (vgl BSGE 93, 183 = SozR 4-2500 § 33 Nr 8, RdNr 4 - C-Leg II). 

 

Daneben können Hilfsmittel den Zweck haben, die direkten und indirekten Folgen der 

Behinderung auszugleichen (sog mittelbarer Behinderungsausgleich). In diesem Fall hat 

die GKV nur für den Basisausgleich einzustehen; es geht dabei nicht um einen Ausgleich 

im Sinne des vollständigen Gleichziehens mit den letztlich unbegrenzten Möglichkeiten 

eines nicht behinderten Menschen. Denn Aufgabe der GKV ist in allen Fällen allein die 

medizinische Rehabilitation (vgl. § 1 SGB V sowie § 6 Abs. 1 Nr. 1 iVm § 5 Nr. 1 und 3 

SGB IX), also die möglichst weitgehende Wiederherstellung der Gesundheit und der Or-

ganfunktionen einschließlich der Sicherung des Behandlungserfolgs, um ein selbstständi-

ges Leben führen und die Anforderungen des Alltags meistern zu können. Eine darüber 
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hinausgehende berufliche oder soziale Rehabilitation ist hingegen Aufgabe anderer Sozi-

alleistungssysteme (vgl. z.B. § 5 Nr. 2 SGB IX: Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 

oder § 5 Nr. 4 SGB IX: Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft). Ein 

Hilfsmittel zum mittelbaren Behinderungsausgleich ist von der GKV daher nur zu gewäh-

ren, wenn es die Auswirkungen der Behinderung im gesamten täglichen Leben beseitigt 

oder mildert und damit ein allgemeines Grundbedürfnis des täglichen Lebens betrifft 

(st.Rspr., vgl. zuletzt etwa BSGE 105, 170 = SozR 4-2500 § 36 Nr. 2, RdNr 14 ff - Hörge-

rätefestbetrag; BSG Urteil vom 7. Oktober 2010 - B 3 KR 13/09 R - BSGE 107, 44 = SozR 

4-2500 § 33 Nr. 31, RdNr 16 f - Treppensteighilfe; BSG Urteil vom 7. Oktober 2010 - B 3 

KR 5/10 R - SozR 4-2500 § 33 Nr. 32, RdNr 13 - Therapiedreirad II; jeweils mwN). Zu den 

Grundbedürfnissen eines jeden Menschen gehören die körperlichen Grundfunktionen 

(z.B. Gehen, Stehen, Sitzen, Greifen, Sehen, Hören, Nahrungsaufnahme, Ausscheidung) 

sowie die elementare Körperpflege, das selbstständige Wohnen und die Erschließung 

eines gewissen körperlichen und geistigen Freiraums, wozu auch die Aufnahme von In-

formationen und die Kommunikation mit anderen zur Vermeidung von Vereinsamung zählt 

(BSG SozR 4-2500 § 33 Nr. 6 RdNr 12 - Notebook-PC für blinden Schüler). Zu den aner-

kannten Aufgaben der GKV gehört auch die Herstellung und die Sicherung der Schulfä-

higkeit eines Schülers bzw. den Erwerb einer elementaren Schulausbildung (BSGE 

30,151 ,154 = SozR Nr. 37 z § 182 RVO; BSG SozR 2200 § 182 Nr. 73; BSG SozR 220 § 

182b Nr. 28; BSG SozR 3-2500 § 33 Nr. 22 und 40; BSG, Urteil vom 3. November 2011 – 

B 3 KR 13/10 R – juris RdNr. 13f).  

 

Die Einstandspflicht der Krankenkassen für Mobilitätshilfen zum mittelbaren Behinde-

rungsausgleich reicht bei Kindern und Jugendlichen allerdings weiter als bei Erwachse-

nen, wenn dies entweder zum Schulbesuch im Rahmen der Schulpflicht oder zur Integra-

tion in der kindlichen und jugendlichen Entwicklungsphase erforderlich ist. So können die 

Krankenkassen bei Kindern und Jugendlichen grundsätzlich über die sonst geltenden 

Grenzen hinaus zur Gewährung von Hilfsmitteln verpflichtet sein, soweit es zur Herstel-

lung oder Sicherung der Schulfähigkeit eines Schülers bzw. dem Erwerb einer elementa-

ren Schulausbildung oder zur Förderung ihrer Integration in den Kreis gleichaltriger Kinder 

und Jugendlicher erforderlich ist. Das hat das BSG bereits früh für den Schulweg (Urteil 

vom 2. August 1979, SozR 2200 § 182b Nr. 13 - Faltrollstuhl) und den Schulsport (Urteil 

vom 22. Juli 1981, SozR 2200 § 182 Nr. 73 - Sportbrille) entschieden und später auf alle 
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sächlichen Mittel erstreckt, die einem behinderten Kind oder Jugendlichen die Teilnahme 

am gesetzlich vorgeschriebenen allgemeinbildenden Unterricht ermöglichen (Urteil vom 

26. Mai 1983, SozR 2200 § 182b Nr 28 - Mikroportanlage; Urteil vom 6. Februar 1997, 

SozR 3-2500 § 33 Nr 22 - behinderungsgerecht ausgestatteter PC; Urteil vom 30. Januar 

2001, SozR 3-2500 § 33 Nr 40 - kein Notebook für Jurastudium; Urteil vom 22. Juli 2004, 

SozR 4-2500 § 33 Nr 6 - Notebook-PC für blinden Schüler). Mit gleicher Zielrichtung hat 

der Senat dies später auf diejenigen Hilfsmittel erstreckt, die eine Teilnahme an den all-

gemein üblichen Freizeitbetätigungen Gleichaltriger ermöglichen sollen (Urteil vom 16. 

April 1998, SozR 3-2500 § 33 Nr 27 - Rollstuhl-Bike I; Urteil vom 23. Juli 2002, SozR 3-

2500 § 33 Nr 46 - behindertengerechtes Dreirad).  

Die Schulfähigkeit ist nur insoweit als allgemeines Grundbedürfnis des täglichen Lebens 

iS des § 33 SGB V und des § 31 Abs. 1 Nr. 3 SGB IX anzusehen, als es um die Vermitt-

lung von grundlegendem schulischen Wissen und Können an Schüler im Rahmen der 

allgemeinen Schulpflicht oder der Förder- bzw. Sonderschulpflicht geht. Die Landesge-

setzgeber haben den Erwerb eines alltagsrelevanten Grundwissens und der für das tägli-

che Leben notwendigen Kenntnisse und Fähigkeiten mit der bindenden Verpflichtung aller 

Kinder, die im jeweiligen Bundesland leben, zum Besuch einer Schule angeordnet und 

gehen davon aus, dass dieses Grundwissen in neun Jahren (Vollzeitschulpflicht) vermit-

telt wird und erlernbar ist. Dies ergibt sich aus § 28 Abs. 1 und 2 des Schulgesetzes für 

den Freistaat Sachsen (Sächsischen Schulgesetzes - SächsSchulG) in der seit 1. August 

2018 geltenden Fassung. 

 

Die Kammer hat zwar Zweifel daran, ob die oben dargestellte Unterscheidung zwischen 

dem Umfang der Einstandspflicht der Krankenkasse je nach Art des Behinderungsaus-

gleichs (unmittelbar – mittelbar) vor dem Hintergrund der zwischenzeitlichen gesetzlichen 

Veränderungen, insbesondere der Verabschiedung der UN-Behindertenrechtskonvention 

nicht zu überdenken ist. Es bestehen außerdem auch verfassungsrechtliche Bedenken 

(vgl. hierzu zum Beispiel Uyanik, Ist das deutsche Hilfsmittelrecht in Bezug auf den Be-

hinderungsausgleich noch zeitgemäß und berücksichtigt es den Gleichheitsgrundsatz? – 

Ein Denkanstoß, SGb 2019, 8 oder Schütze,  Hilfsmittelversorgung zwischen Krankenver-

sicherung und Sozialhilfe, SGb 2013, 147-154).   Dies kann die Kammer allerdings offen 

lassen, weil auch nach der bisherigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts, der die 

Kammer folgt, ein Anspruch der Klägerin besteht. Zur Überzeugung der Kammer ist näm-

lich der Therapiestuhl nebst Zubehör im konkreten Fall bereits für einen Basisausgleich  

https://www.juris.de/r3/document/KSLU177071708/format/xsl/part/S?oi=k6C6qxs2SD&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KSLU177071708/format/xsl/part/S?oi=k6C6qxs2SD&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KSLU177071708/format/xsl/part/S?oi=k6C6qxs2SD&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KSLU177071708/format/xsl/part/S?oi=k6C6qxs2SD&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KSLU177071708/format/xsl/part/S?oi=k6C6qxs2SD&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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erforderlich und angemessen, so dass es auf einen über eine Basisversorgung  hinaus-

reichenden Anspruch nicht ankommt.   

 

Es ergibt sich nach den vorstehenden Grundsätzen daher folgendes:  

 

Der in der Wohnung von der Klägerin genutzte Therapiestuhl ist jedenfalls unstrittig für 

einen täglichen Transport zur Schule zu schwer. Die Klägerin hat einen Anspruch auf Er-

satz der allein in der Schule genutzten Zweitversorgung mit einem Therapiestuhl, weil der 

neue Rollstuhl jedenfalls nicht geeignet ist, im Rahmen eines Basisausgleichs der mittel-

baren Behinderungsfolgen  das allgemeine Grundbedürfnis der Klägerin auf Ermöglichung 

der Teilnahme am Schulunterricht zu gewährleisten. Eine Einstandspflicht des Schulträ-

gers ergibt sich nicht.  

 

Das Gericht hat in der mündlichen Verhandlung die Überzeugung gewonnen, dass die 

Klägerin durch den Therapiestuhl eine deutliche Verbesserung im Vergleich zur aus-

schließlichen Nutzung des Rollstuhls erfahren wird. Es handelt sich nicht bloß um kleinere 

Gebrauchsvorteile. So kann die Klägerin auf Augenhöhe mit den übrigen Schülern mit 

diesen in Kontakt treten, sie kann optimal mit den vorbereiteten Materialien arbeiten und 

hantieren und ihre körperlichen Fähigkeiten, etwa beim Umbetten, werden ebenfalls ver-

bessert. 

 

Es ist sicherlich zutreffend, dass die Klägerin, wie von der Beklagten vorgetragen, im 

Klassenzimmer auch in ihrem Rollstuhl sitzen könnte und damit den Schulunterricht besu-

chen könnte. Nach Auffassung der Kammer ist jedoch ein Basisausgleich für den Schul-

besuch erst dann erreicht, wenn die behinderte Schülerin an allen wesentlichen Unter-

richtselementen aktiv und aufmerksam teilnehmen kann, die die Schule auf der Basis des 

staatlichen Lehrplanes und darauf folgend in Umsetzung ihres besonderen pädagogi-

schen Konzeptes anbietet. Deswegen hat im vorliegenden Fall die Klägerin einen An-

spruch darauf, dass sie mit einem zusätzlichen Therapiestuhl versorgt wird, weil nur mit 

diesem Therapiestuhl die aktive Mitarbeit an allen wesentlichen Unterrichtselementen 

möglich ist. 

 

Die Ermittlungen des Gerichts im Rahmen der Beweisaufnahme haben insoweit ergeben, 

dass die Klägerin zwar mit dem Rollstuhl an den meisten Tischen im Klassenraum sitzen 

könnte, weil diese Tische mit dem Rollstuhl unterfahrbar sind. Der Basisausgleich erfor-

https://www.juris.de/r3/document/KSLU177071708/format/xsl/part/S?oi=k6C6qxs2SD&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KSLU177071708/format/xsl/part/S?oi=k6C6qxs2SD&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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dert aber nicht nur ein "Mitsitzen" im Unterricht, sondern er erfordert auch, dass dem Kind 

die Möglichkeit gegeben wird, aktiv an den Unterrichtsinhalten zu partizipieren. Dies ist 

mit dem Rollstuhl nicht gewährleistet, weil dessen Höhenverstellbarkeit und Neigbarkeit 

nicht das Maß erreicht, wie es der beantragte Therapiestuhl erreichen kann. So kann zB 

nur mit dem Therapiestuhl im Werkunterricht eine Höhe und Neigung eingestellt werden, 

die es der Klägerin ermöglicht, an den höheren Tischen des Werkraumes mit den angebo-

tenen Materialien zu arbeiten. Für die Kammer überzeugend waren insoweit auch die 

Äußerungen der Schulleiterinnen, die erläutert hat, wie wichtig die Höhenverstellbarkeit 

auch in anderen Unterrichtssituationen  unter Berücksichtigung der eingeschränkten Auf-

nahmefähigkeiten der behinderten Kinder sein kann. Dagegen folgt die Kammer nicht 

dem Argument der Beklagten, dass der Höhenausgleich durch verstellbare Tische oder 

das Verschieben der interaktiven Tafeln allein gewährleistet werden muss und dass diese 

Ausrüstungsgegenstände vom Schulträger bereitzustellen sind. Insoweit hat die Schullei-

terin dem Gericht überzeugend vermittelt, dass es für alle Kinder wesentlich ist, eine ge-

meinsame Kommunikationshöhe zu finden, eine ebene Arbeitsfläche für alle herzustellen 

oder die Bilder der Tafel nicht ständig durch Verschieben zu ändern. Gerade deswegen 

müssen die Höhen der Kinder angepasst werden. Der Unterricht ist kein Einzelunterricht 

sondern wird im Klassenverband bzw. in der Neigungsgruppe vermittelt. Es ist deswegen 

nicht zu fordern, dass die Schule zulasten einzelner Kinder Vorkehrungen trifft, die aus-

schließlich einem einzelnen anderen Kind zugute kommen würden, andere Kinder dann 

aber wiederum in ihrer Wahrnehmung und Teilhabe einschränken würden. Überhaupt 

besteht nach Auffassung der Kammer eine gewisser pädagogischer Einschätzungsfrei-

raum der Lehrerinnen und Lehrer, wie der Unterricht unter Berücksichtigung der doch 

teilweise schweren Beeinträchtigungen der Förderschulkinder gestaltet werden soll. Von 

der Schule ist daher nicht zu verlangen, dass sie zu Gunsten der Krankenkasse auf Lern-

inhalte oder Lehrmethoden verzichtet, die sich insgesamt bewährt haben und die einen 

überwiegenden Teil des Unterrichtes ausmachen.  

 

Dies widerspricht auch nicht dem Wirtschaftlichkeitsgebot. Dieses besagt zwar, dass ein 

Leistungsanspruch im Rahmen des mittelbaren Behinderungsausgleichs nur in Betracht 

kommt, soweit es um den angemessenen Ausgleich von direkten und indirekten Folgen 

der Behinderung geht (vgl. zB Beck/Pitz in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V, 3. Aufl., § 

33 SGB V, Rn. 27). Die Kammer konkretisiert das Wirtschaftlichkeitsgebot im Rahmen 

des Basisausgleichs beim Schulbesuch deswegen dahingehend, dass zu Lasten der ge-

setzlichen Krankenversicherung natürlich nicht ein einzelner,  singulärer Bestandteil des 
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Schulunterrichtes durch ein sehr teures Hilfsmittel ermöglicht werden muss. Der Basis-

ausgleich erfordert aber, dass der Behinderungsausgleich für den überwiegenden Anteil 

des Schulunterrichtes, wobei ein Prozentsatz im vorliegenden Fall nicht festgelegt werden 

muss, sichergestellt wird. Die Unterrichtsinhalte, an denen die Klägerin hier ohne einen in 

der Höhenverstellbarkeit und  Neigungsfähigkeit optimierten Therapiestuhl nicht vollstän-

dig teilnehmen könnte, machen nach Auskunft der sachverständigen Zeugin mindestens 

einen Anteil von 50 %, an manchen Tagen sogar 80-90 % des Unterrichtes aus. Damit ist 

jedenfalls ein Bereich überschritten, der als singulär bezeichnet werden könnte. Deswe-

gen handelt es sich um einen Basisausgleich, den die Beklagte der Klägerin somit nicht 

verweigern darf. 

 

Die Kammer hat auch die Überzeugung gewonnen, dass der an den Therapiestuhl an-

steckbare zusätzliche Therapietisch im vorstehenden Sinne für den Basisausgleich der 

Behinderung erforderlich ist. Die sachverständige Zeugin hat auch insoweit vielfältige Un-

terrichtssituationen beschrieben, in denen die Klägerin nicht darauf verwiesen werden 

kann, abseits der anderen Schüler an einem separaten Tisch zu arbeiten. 

 

Vor diesem Hintergrund kann dahinstehen, ob  - wie von den Eltern der Klägerin vorge-

tragen  - der zusätzliche Therapiestuhl auch deswegen erforderlich ist, um die gesundheit-

lichen Gefahren einer Verschlimmerung der Skoliose in der Wachstumsphase abzuwen-

den. 

 

Die Klägerin ist hinsichtlich des begehrten Therapiestuhls auch nicht an die Schule zu 

verweisen. Diese hat keine Einstandspflicht zur Beschaffung von Möbeln, weder für hö-

henverstellbare Tische noch für höhenverstellbare Stühle. Nach § 2 Abs. 2 Satz 2 des 

Sächsischen Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft (SächsFrTrSchulG) vom 8. Juli 

2015 obliegt dem Träger dieser Schulen die Schulgestaltung, insbesondere die Entschei-

dung über eine besondere pädagogische, religiöse oder weltanschauliche Prägung, die 

Festlegung der Lehr- und Unterrichtsmethoden sowie der Lehrinhalte und die Organisati-

on des Unterrichts auch abweichend von den Vorschriften für die Schulen in öffentlicher 

Trägerschaft. Eine Regelung über die Ausstattung einer Schule in freier Trägerschaft ist 

im SächsFrTrSchulG nicht enthalten. Nach der gerichtsbekannten Auskunft des Sächsi-

schen Staatsministeriums für Kultus in einem anderen Verfahren, die von der sachver-

ständigen Zeugin in der mündlichen Verhandlung bestätigt worden ist,  gibt es keine ver-

bindlichen Vorgaben über die Ausstattung sächsischer Schulen, weder für Schulen in 






